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§357
Mitwirkung von Schöffen und mündliche Verhandlung

(1) Die bei der Verwirklichung der Maßnahmen der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit zu treffenden ge­
riet! tlichefl Entscheidungen sind vom Gericht erster In­
stanz unter Mitwirkung von Schöffen zu erlassen.

(2) Zur mündlichen Verhandlung sind die unmittel­
bar Betroffenen und tier Staatsanwalt zu laden; ihnen 
ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Ist der 
Betroffene unbekannten Aufenthaltes, kann auch in 
seiner Abwesenheit verhandelt werden. Die Vorschrif­
ten über die Durchführung der Hauptverhandlung erster 
Instanz gelten entsprechend. Das Gericht kann Beweise 
erheben.

§358
Das Gericht kann in den Fällen der §§ 344 Absatz 1, 

350 Absatz 2 die Verhandlung und Entscheidung über 
den Vollzug der Strafe mit Freiheitsentzug mit einer 
gegen den Verurteilten anhängigen neuen Strafsache 
verbinden.

§359

Rechtsmittel
(1) Dem Staatsanwalt steht gegen alle bei der Ver­

wirklichung der Maßnahmen der strafrechtlichen Ver­
antwortlichkeit getroffenen gerichtlichen Entscheidun­
gen die Beschwerde zu, soweit das Gesetz nicht aus­
drücklich etwas anderes bestimmt.

(2) Dem Verurteilten steht die Beschwerde gegen die 
Anordnung des Vollzuges der bei der Verurteilung auf 
Bewährung angedrohten Freiheitsstrafe, die Umwand­
lung von Geldstrafe in Freiheitsstrafe, die Anordnung 
des Vollzuges der Freiheitsstrafe bei Widerruf der 
Strafaussetzung auf Bewährung, die Anordnung der 
Jugendhaft wegen böswilliger Nichterfüllung gericht­
lich auferlegter Pflichten, die nachträgliche Bildung 
einer Hauptstrafe sowie gegen die Anordnung von 
Maßnahmen zur Erhöhung der erzieherischen Wirkung 
der Strafaussetzung auf Bewährung und zur Wieder­
eingliederung Vorbestrafter zu.

§ 360

Verjährung der Verwirklichung von Maßnahmen 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit

(1) Die Verwirklichung rechtskräftig erkannter Maß­
nahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit ver­
jährt:

1. bei Freiheitsstrafen von mehr als zehn Jahren in 
zwanzig Jahren;

2. bei Freiheitsstrafen von fünf bis zehn Jahren in 
zehn Jahren;

3. bei Freiheitsstrafen bis zu fünf Jahren und bei 
Arbeitserziehung in fünf Jahren.

(2) Die Verwirklichung einer Einweisung in ein Ju­
gendhaus und einer Geldstrafe verjährt in drei Jahren.

(3) Der Vollzug von Haftstrafe, Jugendhaft und Straf­
arrest verjährt in einem Jahr.

(4) Die Vollstreckung einer Todesstrafe verjährt in 
dreißig Jahren.

I (5) Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an dem 
das Urteil oder der Beschluß rechtskräftig geworden 

I ist.

(6) Die Verwirklichung einer Zusatzstrafe verjährt 
mit der Verjährung der Verwirklichung der Haupt­
strafe.

§361

Ruhen der Verjährung der Verwirklichung der 
Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit

(1) In die Verjährungsfrist- ist die Zeit nicht einzu­
rechnen, während der die Maßnahme der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit nicht verwirklicht werden 
kann, weil sich der Verurteilte außerhalb des Gebietes 
der Deutschen Demokratischen Republik aufhält. Wäh­
rend der Bew'ährungszeit gemäß § 349 Absatz 5 ruht 
die Verjährung des Strafvollzuges.

(2) Die Verjährung der Verwirklichung einer Strafe 
mit Freiheitsentzug ruht auch w'ährend ihres Vollzuges.

N e u n t e s  K a p i t e l  

Auslagen des Verfahrens

§362

Grundsatz

(1) Jedes Urteil, jede das Hauptverfahren endgültig 
einstellende Entscheidung und jeder Beschluß über die 
Verwirklichung von Maßnahmen der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit, der auf Grund einer mündlichen 
Verhandlung ergeht, müssen bestimmen, w7er die Aus­
lagen des Verfahrens zu tragen hat.

(2) Auslagen des Verfahrens sind die Kosten, die dem 
Staatshaushalt während der Vorbereitung und Durch­
führung des Verfahrens für die Entschädigung von 
Zeugen, Vertretern der Kollektive, Sachverständigen 
und Pflichtverteidigern für Post-, Fernsprech- und Te­
legrammgebühren sowie für ähnliche Zwecke oder für 
die Veröffentlichung der Entscheidung entstehen, wrenn 
diese Auslagen 3,— Mark übersteigen.

§363

Auslagen bei Geltendmachung von Schadensersatz

(1) Hat der Geschädigte in einem Strafverfahren 
einen Schadensersatzantrag geltend gemacht und wird 
im Verfahren in vollem Umfange über diesen Anspruch 
entschieden, sind hierfür keine Gebühren zu berech­
nen. Sind durch die Geltendmachung des Schadenser- 
salzanspruches besondere Auslagen entstanden, findet 
§ 362 Absatz 2 für diese Auslagen Anwendung.

(2) Wird über den Schadensersatzanspruch im Straf­
verfahren nur dem Grunde nach entschieden und die 
Sache im übrigen zur Entscheidung über die Höhe des 
Anspruchs gemäß § 242 Absatz 5 an das zuständige Ge­
richt verw’iesen, gelten für das weitere Verfahren die 
Vorschriften über die Kosten der jeweiligen Verfahrens­
art.


